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VON JOACHIM BAIER

TÜBINGEN. Biergartenwetter. Die Knei-
pen rund um den Tübinger Marktplatz
sind sehr belebt. Im Gemeindehaus
Lamm dagegen ist der große Saal nur
knapp zur Hälfte gefüllt, etwa 70 Gäste
sind da. Einige fächeln sich mit den so-
eben verteilten Flyern Luft zu. Einem
Mann wird es zu heiß, er öffnet die Fens-
ter. Von draußen trägt die laue Abendbri-
se das Schwatzen und Lachen der Knei-
penbesucher herein. »Linke Parolen un-
ters Volk«, witzelt eine Frau, die vermu-
tet, dass das Saalmikro für Klaus Ernst
auch gut nach draußen trägt.

Heike Hänsel, die Tübinger Bundes-
tagsabgeordnete der Linken, bittet um
Geduld, »das akademische Viertelstünd-
chen«. Aber nicht lange, dann erscheint
der neue Parteivorsitzende: Braun ge-
brannt, blütenweißes Hemd, sportliche
Erscheinung. Das Jackett fesch über die
Schulter geworfen, zeigt der 55-jährige
begeisterte Porschefahrer ein Siegerlä-
cheln, als käme er gerade von einem ge-
wonnenen Tennismatch. Linke Parolen?
Für jemanden, der Klaus Ernst zum ers-
ten Mal so sieht, nur schwer vorstellbar.

Der gebürtige Münchner wurde Mitte
Mai auf dem Bundesparteitag der Linken
zusammen mit Gesine Lötzsch aus Ber-
lin-Lichtenberg als neue Doppelspitze
gewählt – eine Frau aus dem Osten, ein
Mann aus dem Westen. Ernst ist seit
1972 bei der IG Metall. Mitte der 80er-

Jahre half er in Stuttgart, als hauptamtli-
cher Gewerkschaftsfunktionär die 35-
Stunden-Woche in den Betrieben durch-
zusetzen. 1995 übernahm er als Erster
Bevollmächtigter der Gewerkschaft die
Leitung der Verwaltungsstelle Schwein-
furt mit damals rund 20 000 Mitgliedern.

Im Jahr 1974 war Ernst in die SPD
eingetreten. Als sich der kämpferische
Gewerkschafter aber der Protestbewe-
gung gegen Gerhard Schröders »Agenda
2010« anschloss, musste er 2004 sein
Parteibuch zurückgeben. Noch im selben
Jahr gründete er die »Wahlalternative
Arbeit und Soziale Gerechtigkeit«

(WASG) mit, die sich 2005 mit der PDS
zum Linksbündnis zusammenschloss.

Ernsts Vorgänger an der Parteispitze,
Oskar Lafontaine und Lothar Bisky, ha-
ben die Linke auf Erfolgskurs geführt.
Und daran will der Neue anknüpfen:
»Wir sind in 13 Landesparlamenten ver-
treten, wir sind im Bundestag, im Euro-
paparlament. Wir stellen Bürgermeister
und Gemeinderäte.« Und er betont, »wir
haben uns an den Problemen der Men-
schen orientiert«.

»Alle diskutieren
derzeit unsere
Positionen«

Mit der Oppositionsrolle sei er gar
nicht so unglücklich, gesteht der Partei-
vorsitzende und Bundestagsabgeordne-
te. »Alle diskutieren derzeit unsere Posi-
tionen«, ist er zufrieden. Ein Beispiel sei
die Finanzmarktregulierung, die von den
Linken schon seit Jahren verlangt werde.
»Wir müssen pragmatische Forderungen
entwickeln«, sagt er und warnt zugleich,
»wir müssen aber aufpassen, dass wir
unsere kurz- und langfristigen Forderun-
gen nicht durcheinanderbringen«.

Der neue Linken-Chef steht für eine
sachliche, offene Politik. Aber er weiß,
dass für den Erfolg auch Profil vonnöten
ist: »Wir dürfen in unseren Grundpositio-

nen nicht wanken.« Die Rente, das Ge-
sundheitswesen, die Finanzkrise sind
seine Themen beim Besuch in Tübingen.
Die Rente mit 67 gehe an der Realität der
Menschen vorbei und sei in Wirklichkeit
eine Rentenkürzung. Die Wenigsten in
Deutschland würden überhaupt so lange
arbeiten, argumentiert er. Nur rund 9,3
Prozent der 64-Jährigen habe überhaupt
noch einen sozialversicherungspflichti-
gen Job.

Ernst bezieht die bekannten linken
Positionen: Schluss mit dem Afghanis-
tan-Einsatz der Bundeswehr. Einführung
eines Mindestlohns von 10 Euro. Mehr
gesellschaftliche Kontrolle der Finanz-
märkte. Eine Rentenfinanzierung, an der
sich alle – auch die Beamten, die Selbst-
ständigen und die Bundestagsabgeordne-
ten – beteiligen sollen. Mehr Mitbestim-
mung für Betriebsräte. Und der Gewerk-
schafter will auch die Leiharbeit regulie-
ren. Für die derzeit laufende Grundsatz-
programm-Debatte der Linken wünscht
sich der Parteichef eine rege Beteiligung
der Basis.

Eine Zuhörerin fragt nach seiner Ein-
schätzung für die kommende Landtags-
wahl in Baden-Württemberg. Er sehe
gute Chancen, meint der Parteichef, will
aber keine Prognose wagen. »Wir wollen
da rein«, gibt er sich kämpferisch mit der
Aussicht auf Mitsprache in einem weite-
ren Landesparlament. Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Bayern fehlen
den Linken noch. (GEA)

Linke – Sportlich, braun gebrannt, Siegerlächeln: Neuer Parteivorsitzender Klaus Ernst beim Kreisverband in Tübingen

Fenster auf und »Parolen unters Volk«

Klaus Ernst in Tübingen. FOTO: BAIER

Wirken Globuli – oder nicht? Viele Menschen vertrauen darauf, doch Wissenschaftler belegen das Gegenteil. FOTO: DPA

Homöopathie

Nur ein
Randthema

VON JOACHIM HARDE

A
ls im Bund noch Rot-Grün re-

gierte, wurde die Homöopa-

thie als erstattungsfähige Leis-

tung in den Katalog der Krankenkas-

sen aufgenommen. Es war ein Herzens-

wunsch der Grünen, den ihnen die

SPD gerne erfüllte. Nun fordert der Ge-

sundheitsökonom Karl Lauterbach,

der als Gesundheitsexperte der SPD gilt,

diese Entscheidung rückgängig zu

machen. Seine Begründung: Homöopa-

thie kostet nur und bringt nichts. Die

Grünen sind natürlich dagegen, die Re-

aktionen in der Union sind gespalten.

Klar ist: Die Homöopathie hat ihre

Wirksamkeit bis heute wissenschaft-

lich nicht beweisen können. Doch Hun-

derttausende vertrauen ihr, reklamie-

ren für sich Erfolge. Wer heilt, hat recht,

heißt es. Trotzdem streichen? Homöo-

pathie sorgt für Wettbewerb im Gesund-

heitswesen, ihre Kosten sind gering

im Vergleich zur Schulmedizin, nimmt

man etwa die Röntgeritis als Beispiel.

Das Einsparargument ist vorgeschoben,

den Kritikern geht es in Wirklichkeit

um ein bestimmtes gesundheitspoliti-

sches Weltbild. Warum nicht so: Jeder

kann sich behandeln lassen, wie er will,

also auch homöopathisch auf eigenes

Risiko, und jede Kasse entscheidet

selbst über die Erstattungsfähigkeit.

Gemessen an dem Problemberg des

staatlich gesteuerten Gesundheitswe-

sens ist das ohnehin nur ein Randthe-

ma, in das sich die sogenannten Ex-

perten wohl nur deshalb so verbeißen,

weil ihnen zur Gesundheitsreform im-

mer nur Beitragserhöhungen einfallen.
politik@gea.de

Homöopathische Arzneimittel sollen
den Körper dazu bringen, sich selbst zu
heilen. Basis sind pflanzliche, minerali-
sche und tierische Substanzen. Die
stark verdünnten Wirkstoffe werden
meist als Tropfen, Tabletten oder Kü-
gelchen (Globuli) verabreicht. Begrün-
det wurde dies von dem Arzt Samuel
Hahnemann (1755–1843). Die Ho-
möopathie verbreitete sich noch zu sei-
nen Lebzeiten in ganz Europa. (dpa)

STICHWORT HOMÖOPATHIE

VON BASIL WEGENER
UND OLIVER SCHMALE

BERLIN. Wissenschaftler sind sich nach
vielen Studien weitgehend einig: Die
kleinen homöopathischen Kügelchen
können eigentlich nicht wirken. Fast je-
der kennt aber Menschen, denen die Glo-
buli offenbar doch geholfen haben. Ho-
möopathie ist populär – kein Wunder,
dass die Forderung eines Verbotes sol-
cher Therapien auf Kassenkosten einen
Sturm der Entrüstung ausgelöst hat.

So etwas hat man in der Gesundheits-
politik selten. Zuerst forderte SPD-Exper-
te Karl Lauterbach, den Kassen zu ver-
bieten, die Homöopathie zu bezahlen.
Wenige Stunden später sprang ihm sein
Lieblingskontrahent bei. CDU-Experte
Jens Spahn meinte, man könne dies
schon morgen gemeinsam so regeln.

Doch eine Große Koalition kontra Ho-
möopathie auf Kassenkosten wird es
wohl nicht geben. Laut einer Studie des
Instituts für Demoskopie Allensbach ha-
ben 53 Prozent der erwachsenen Bun-
desbürger schon einmal homöopathische
Mittel verwendet – noch 1970 war es nur
knapp jeder Vierte. Angesichts der Be-
liebtheit der Methode dürfte es so schnell
nicht zu Einschränkungen kommen.

Schließlich müssen die Kassen die Al-

ternativmethode nicht bezahlen – aber
sie dürfen es. Und tun das oft, um junge,
überdurchschnittlich Gesunde anzuzie-
hen, die dies wollen. Kassen können da-
für Wahltarife anbieten, für die Versi-
cherte etwas drauflegen müssen. Die
Kassen verteidigen die Angebote ohne
die bei der Pflichterstattung geltenden
wissenschaftlichen Kriterien: »Dass eini-
ge Kassen diese Leistungen anbieten und
andere nicht, zeugt von dem funktionie-
renden Wettbewerb«, sagt ihr Verbands-
sprecher Florian Lanz.

Allenfalls Placebo-Effekt

Lauterbach und Spahn stoßen auch
bei anderen Gesundheitspolitikern auf
Ablehnung. Minister Philipp Rösler
(FDP) findet, gegen Wahltarife für Ho-
möopathie spreche nichts. Auch aus CSU
und CDU melden sich Stimmen, die vor
der Streichung von Leistungen warnen.

Dabei gibt es Risiken. Nach dem
mehrheitlich akzeptierten Stand der For-
schung wirken homöopathische Mittel
allenfalls wegen eines Placebo-Effekts,
also etwa, weil die Menschen darauf ver-
trauen. Der Deutsche Zentralverein ho-
möopathischer Ärzte widerspricht und
wirft entsprechenden Studien methodi-
sche Fehler vor. Unbestritten ist, dass

vor allem die langen Gespräche beim
Arzt zum Erfolg der Homöopathie beitra-
gen. Nebenwirkungen haben die Mittel
nicht. Aber Kranke könnten auf schul-
medizinische Mittel verzichten, wenn sie
zu stark auf Homöopathie bauen.

In der Branche ist man besorgt, dass
Homöopathie zu stark ins Gerede
kommt. Laut Zentralverein homöopathi-
scher Ärzte gaben die gesetzlichen Kas-
sen 25 Millionen Euro für homöopathi-
sche Arzneimittel aus und rund 7 Millio-
nen für homöopathische ambulante Ver-
sorgung. Das ist nur ein Bruchteil der
Milliardenausgaben der Kassen. In der
Ärzteschaft schaut man daher verwun-
dert auf die pünktlich zum Sommerloch
entbrannte Debatte. (dpa)

Gesundheit – Kaum eine Behandlungsmethode entzweit die Menschen so sehr wie die

Homöopathie. Angesichts der Finanznot ist das Problem nun in der Politik angekommen

Streit um kleine Kügelchen

»Totgesagte
leben länger«

TÜBINGEN. Nur wenige Tage, nachdem
die schwarz-gelbe Regierungskoalition
die Gesundheitsreform ausgehandelt hat,
steht das Projekt auch schon wieder in
der Kritik, sogar aus dem eigenen Lager.
GEA-Mitarbeiter Joachim Baier sprach
mit der Tübingerin Annette Widmann-
Mauz (CDU), Parlamentarische Staatsse-
kretärin im Bundesgesundheitsministeri-
um, über das umstrittene Reformprojekt.

1 Wie tragfähig ist die neue Gesund-
heitsreform? Wird sie die Legislatur-
periode überdauern?

Annette Widmann-Mauz: Totgesagte
leben länger. Ich bin davon überzeugt,
dass diese Reform ein tragfähiges Kon-
zept ist. Wir begrenzen das drohende
Defizit und wir beteiligen alle Gruppen,
die mit der Gesundheit Geld verdienen,
an den Kosten. Wir schaffen mit der Re-
form den Einstieg in die Entkoppelung
der Gesundheitskosten von den Arbeits-
kosten. Das tun wir mit dem Instrument
der Zusatzbeiträge, die auch den Wettbe-
werb der Kassen untereinander beför-
dern. Den Solidarausgleich verlagern wir
weg von den Krankenkassen und finan-
zieren ihn aus den Steuergeldern der gro-
ßen Solidargemeinschaft. Das Gesund-
heitswesen ist ein so komplexer Sektor,
dass wir dauerhaft nach effizienten Lö-
sungen suchen müssen.

2 Die Versicherten müssen tiefer in
die Tasche greifen. Wie passt das
zur Koalitionsaussage »mehr Netto
vom Brutto«?

Widmann-Mauz: Gesundheit mit dem
Anspruch auf eine qualitativ hochwerti-
ge Versorgung für eine alternde Gesell-
schaft ist nicht zum Nulltarif zu haben.
Wer den medizinischen Fortschritt für
alle Menschen in unserem Land zugäng-
lich machen will, kommt um höhere
Ausgaben nicht herum. Wir haben aber
bewusst darauf verzichtet, diejenigen zu
belasten, die auf das Gesundheitssystem
angewiesen sind, die Kranken nämlich.

3 In der Diskussion um Einsparun-
gen wird vorgeschlagen, homöopa-
thische Behandlungen als Kassenleis-
tung zu streichen. Was halten Sie
von diesem Vorschlag?

Widmann-Mauz: Aus meiner Sicht sind
das Debatten, die den Streit nicht wert
sind. Zumal sich die Ausgaben der ge-
setzlichen Krankenversicherung für ho-
möopathische Arzneimittel in einer Grö-
ßenordnung von rund 8 Millionen Euro
bewegen. Gemessen an den Gesamtaus-
gaben von über 170 Milliarden Euro ist
das sehr wenig. Aus dem Gesundheits-
ministerium gibt es dazu jedenfalls keine
Überlegungen. (GEA)

3 FRAGENKOMMENTARE
Neue Bahnpannen

Gravierende
Strukturprobleme

VON CHRISTOPH IRION

N
ach dem Hitzeschock in drei

ICE-Zügen ermittelt die Bun-

despolizei nun gegen die Bahn

wegen des Verdachts der fahrlässigen

Körperverletzung. Das Erschrecken ist

groß. Verkehrsminister Peter Rams-

auer verlangte, die Züge müssten bei

minus 40 Grad genauso zuverlässig

fahren wie bei plus 40 Grad. Am Mon-

tag brachten Blitze und umstürzende

Bäume den Zugverkehr auf wichtigen

Strecken im Westen zum Erliegen.

Unvorhersehbare Pannen können

überall auftreten. Das gilt auch für

ein Unternehmen, dessen Ziel darin be-

steht, seinen Kunden auf einem Stre-

ckennetz von 33 000 Kilometern bei je-

dem Wetter und zu jeder Zeit sichere

und zuverlässige Transportdienstleis-

tungen zu garantieren. Auch die

Deutsche Bahn AG darf deshalb für sich

in Anspruch nehmen, dass nicht im-

mer und überall alles glattgehen kann.

Doch längst wird deutlich, dass es

sich nicht um ärgerliche Einzelfälle

handelt. Jahrelang warb der traditions-

reiche Schienentransporteur mit dem

Slogan »Alle reden vom Wetter. Wir

nicht.« Bahnchef Grube gibt offen zu,

dass derartige Sprüche derzeit kaum

verfangen. Vielmehr muss die Bahn

gerade bei ihrer Prestige-Flotte von 252

ICE-Zügen laufend nachbessern. Seit

2008 wurden aus Sicherheitsgründen

1 200 Achsen getauscht. Im vorigen

Frühjahr riss bei voller Fahrt eine ICE-

Tür aus der Verankerung und krachte

gegen einen anderen Zug. Auch plan-

mäßiges Ankommen und Umsteigen

funktioniert, gerade in Stuttgart, allzu

häufig nicht. In der Summe handelt es

sich um gravierende Strukturprobleme.

In Zeiten, in denen bei jeder Weichen-

stellung der Rotstift gezückt wird, hat

die Bahn vor allem im Bereich Zuver-

lässigkeit und Sicherheit Defizite. Sie

müssen dringend behoben werden.
christoph.irion@gea.de


